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Oberverwaltungsgericht des Saarlandes 

 

Terminvorschau für September 2022 

 

Die Liste gibt einen vorläufigen Überblick - vorbehaltlich weiterer Ladungen und 

möglicher Terminsaufhebung - über die öffentlichen Verhandlungen des 

Oberverwaltungsgerichts. Sie ist - ggf. unter Berücksichtigung von 

Terminsänderungen - auf unserer Homepage unter "www.ovg.saarland.de" 

nachzulesen. 

 

 

15.09.2022 

Sitzungssaal II 

 

10.00 h      2 C 140/20 

L. GmbH & Co.KG - PB: RAe Warken & Kollegen ./. Saarland - PB: RAe. Rapräger 

 

 

11.15 h      2 C 121/20 

G. GmbH - PB: RAe McDermott Will & Emery ./. Saarland - PB: RAe. Rapräger 

 

 

12.15 h      2 C 62/21 

M. GmbH & Co.KG u.a. - PB: RAe Lenz und Johlen ./. Saarland - PB: RAe. Rapräger 
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13.15 h      2 C 67/21 

W. GmbH u.a. - PB: RAe Baumeister pp. ./. Saarland - PB: RAe. Rapräger 

 

Die Antragstellerinnen in den Verfahren 2 C 140/20 und 2 C 21/20 betreiben 

Warenhäuser. Sie wollen im Wege der Normenkontroll-Klage (nachträglich) 

festgestellt haben, dass die nach der damaligen Corona-Verordnung (Verordnung der 

Landesregierung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie in der Fassung vom 

17.04.2020) geltende Untersagung der Öffnung von Einzelhandelsgeschäften mit 

mehr als 800 m² Verkaufsfläche rechtswidrig gewesen ist. Die Antragstellerinnen 

sehen in dem seinerzeitigen Öffnungsverbot einen unverhältnismäßigen Eingriff in ihre 

Grundrechte und sind der Ansicht, dass die dadurch entstandenen Verluste vom Staat 

zu entschädigen seien. 

 

Die Antragstellerinnen in den Verfahren 2 C 62/21 und 2 C 67/21 betreiben Waren- 

bzw. Möbelhäuser. Sie wenden sich gegen das sich aus der damaligen Corona-

Verordnung (Verordnung der Landesregierung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 

in der Fassung vom 26.02.2021) ergebende Betriebsverbot.  

 

 

 


